
1  
  

  

Doña Carmen e.V.    

- Verein für soziale und politische          

Rechte von Prostituierten -    

  

Elbestraße 41  

60329 Frankfurt/Main       

Tel/Fax: 069/ 7675 2880      

eMail:DonaCarmen@t-online.de  

www.donacarmen.de   

                                                                                                                                    

Frankfurt, im Dezember 2017  
  

  

 

 

 
 

Doña-Carmen-Rundbrief 

2017 
 

  

 

 



2  
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



3  
  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Freunde und Mitstreiter/innen,  

  
allen, die die Arbeit von Doña Carmen e.V. nicht aus nächster Nähe begleiten konnten, 

möchten wir mit diesem Rundbrief einen Einblick in unsere Tätigkeit im Jahr 2017 geben.   

  

Nachfolgend dokumentierte Aktivitäten von Doña Carmen zeigen, dass den 

Sexarbeiter/innen hierzulande harte Zeiten bevorstehen. Selten hat ein Gesetz in der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland derart schamlos die Grundrechte von 

Menschen mit Füßen getreten wie das am 1. Juli 2017 offiziell in Kraft getretene 

„Prostituiertenschutzgesetz“.  

 

Es markiert eine scharfe Zäsur im rechtlichen Umgang mit Sexarbeiter/innen. Unter der Form 

des Rechts werden Sexarbeiter/innen de facto rechtlos gestellt. Ihre gesellschaftliche 

Ächtung wird sich mit diesem Gesetz schleichend, aber sicheren Schrittes ausbreiten.  

 

Gemessen an den eigentlichen Erfordernissen – nämlich der Verrechtlichung prostitutiver 

Beziehungen jenseits einer strafrechtlichen Reglementierung von Prostitution sowie einem 

auf Gleichbehandlung basierenden gewerberechtlichen Umgang mit Prostitutionsstätten – 

steht das Prostituiertenschutzgesetz für eklatantes Staatsversagen.  

 

Gleichwohl: Doña Carmen e.V. hat dagegen gehalten! Erstmals in der Geschichte der 

Bundesrepublik Deutschland sind am 21. Juni 2017 Sexarbeiter/innen für ihre Rechte vor 

das oberste deutsche Gericht gezogen und haben Verfassungsbeschwerde eingereicht. 

 

Bitte unterstützen Sie (weiterhin) unser Eintreten für die Rechte von Sexarbeiter/innen und 

für die Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Gewerben! 

 

Dafür dankt 

das Team von Doña Carmen e.V.  
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Doña-Carmen-Beratungsstelle Elbestraße 41:  

Mit Rat & Tat für Frauen in der Prostitution 
 

Die zentral gelegene Doña-Carmen-Beratungsstelle im Frankfurter Rotlichtviertel ist bei Problemen 

eine wichtige Adresse für viele in der Prostitution tätige Frauen. Ein großer Teil der Beratungsfälle 

dreht sich um die Frage: „Wie arbeite ich legal?“. Während diese Frage in früheren Jahren 

vornehmlich von ausländischen Frauen in der Prostitution gestellt wurde, kommen nunmehr vermehrt 

auch deutsche Frauen hinzu. Sie alle sind verunsichert durch das Inkrafttreten des neuen 

Prostituiertenschutzgesetzes. 

„Wie und wo muss ich mich 

anmelden?“ „Welche Folgen hat 

die Registrierung als Prostituierte 

für mich persönlich?“ „Wer erfährt 

alles davon, dass ich in der Pros-

titution arbeite?“ „Was passiert 

mir, wenn ich ohne Anmeldung in 

der Prostitution weiterarbeite?“ – 

das sind einige der vielen Fragen, 

die die Frauen in der Prostitution 

verunsichern und die sie 

beantwortet haben möchten.  

 

Vermehrt kommen nun auch 

Frauen zu Doña Carmen, die in 

der Wohnungsprostitution arbeiten 

und wissen möchten, ob sie eine 

Konzession beantragen müssen. 

Neben diesen Sorgen im Zusammenhang der Einführung des neuen Prostituiertenschutzgesetzes gibt 

es die üblichen Probleme, die vielfach aus der Praxis des so genannten „Düsseldorfer Verfahrens“ der 

Sonderbesteuerung von Prostituierten resultieren. Ein immer wieder auftauchender Problemfall ist die 

rückwirkende Einforderung von Steuererklärungen und entsprechender Belege durch die 

Finanzbehörden. Im Zuge der von den Behörden praktizierten Pauschalbesteuerung nach dem 

„Düsseldorfer Verfahren“ sind viele Frauen fälschlicherweise im Glauben, mit der Zahlung der 

täglichen Steuerpauschale sei für sie die Steuerfrage erledigt. Weiterhin Themen in der Beratung sind 

Schwangerschaft, Kindergartenplätze und Schule. Sexarbeiterinnen brauchen Hilfestellung beim 
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zeitweiligen Ausstieg aus der Prostitution im Falle von Schwangerschaft und Unterstützung bei der 

Suche nach passenden Kindergärten und Schulen für ihre Kinder. Ein weiterer Schwerpunkt sind 

Beratungen zu gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen sowie zu Problemen bei der 

Zahlung von Krankenkassenbeiträgen. Die Beratung von Doña Carmen ist für alle Frauen offen, auch 

für ihr unmittelbares persönliches Umfeld. 

 

Doña-Carmen-Beratungsstelle: Treffpunkt, Informationen, Öffentlichkeitsarbeit 
 

Die Beratungsstelle von Doña Carmen ist nicht nur Ort der Beratung, sondern auch des Informations- 

und Meinungsaustausches. Studentengruppen und Schulklassen fanden vielfach den Weg zu Doña 

Carmen e.V. auf der Suche nach Informationen und zwecks Beantwortung von Fragen rund um das 

Thema Prostitution & Sexarbeit. Doktoranden, Examensstudenten und Pressevertreter/innen stellen 

Anfragen an den Verein, denen wir versuchen gerecht zu werden. Auch mit Vertreter/innen politischer 

Parteien gibt es Gespräche. So fand 2017 in den Räumlichkeiten von Doña Carmen ausführliche 

Gespräche statt mit Vertreter/innen der Frankfurter CDU, aber auch mit dem unabhängigen 

Oberbürgermeisterkandidaten Shantel. Neben regelmäßigen Vereinsfortbildungen zu aktuellen 

prostitutionspolitischen Fragen gibt es zudem Gesprächskreise für Frauen in der Prostitution und ihre 

Familienangehörigen. 

 

Doña-Carmen-Kritik an bufas-Positionspapier 
 

Das Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter e.V. (bufas), ein 

Dachverband von bundesweit 22 Projekten und Beratungsstellen für Prostituierte, plädierte in einem 

im  Januar 2017 veröffentlichten Positionspapier für „eine bundeseinheitliche Umsetzung“ des Prosti-

tuiertenschutzgesetzes. In einem kritischen Kommentar erklärte Doña Carmen demgegenüber, es 

verbiete sich, entgegen den öffentlich bekundeten Interessen der Sexarbeiter/innen für eine bundes-

einheitliche Umsetzung dieses Schandgesetzes einzutreten und obendrein mit eigenen Vorschlägen 

„konstruktiv“ daran mitzuwirken. In einer Erwiderung rechtfertigte bufas sein Vorgehen: „Das 

Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) wurde vom bufas von Anfang an abgelehnt und wird nach wie 

vor kritisiert. Fakt ist jedoch, dass das Gesetz vom Bund beschlossen und zum 01.07.2017 

rechtskräftig wird… Parallel zu dieser Vorgehensweise unterstützen wir unterschiedlichste Formen 

des Protestes gegen das Gesetz. Dazu gehört das Mittel einer angestrebten Verfassungsbeschwerde 

ebenso wie die datenschutzrechtliche Prüfung des Gesetzes.“ 

 

Fachtagung an der Universität Leipzig: Doña Carmen e.V. fordert  

„Aussetzen statt Umsetzen“ des Prostituiertenschutzgesetzes 
 

Am 9. und 10. Febr. 2017 fand auf 

Einladung des Gleichstellungsbüros der 

Universität Leipzig eine Fachtagung statt 

unter dem Titel „Das Prostituierten-

schutzgesetz: Implementierung – Proble-

matisierung – Sensibilisierung“. Aus 

nationaler und internationaler, aus 

wissenschaftlicher wie aus praktischer 

Perspektive standen aktuelle Modelle der 

Reglementierung der Prostitution auf dem 

Prüfstand. Von großem Interesse waren 

die Berichte von Dr. Helga Amesberger (Wien) über die Moralpolitik am Beispiel der österreichischen 

Prostitutionsreglementierung, die Berichte von Dr. Lynzi Armstrong (Wellington / Neuseeland) über die 

Entkriminalisierung der Sexarbeit dort sowie von Isabelle Johansson über Auswirkungen der 

repressiven schwedischen Prostitutionspolitik. 

 

Doch im Mittelpunkt der Tagung stand eine erste Lagebeschreibung und Bestandaufnahme im 

Hinblick auf das in Kürze in Kraft tretende so genannte „Prostituiertenschutzgesetz“. Doña Carmen 

gestaltete nicht nur einen Workshop auf der Tagung in Leipzig, sondern verteilte dort auch ein 

Flugblatt unter der Überschrift „Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht!“. In ihren 

Redebeiträgen machte Doña Carmen klar: Das Prostituiertenschutzgesetz ist nicht umsetzbar. 
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Münchner Stadtrat: Post von Doña Carmen e.V. 
 

Auf seiner Sitzung vom 08.12.2016 hat der Gesundheitsausschuss der Stadt München einen 

Beschluss gefasst zur Gestaltung der gesundheitlichen Zwangsberatung von Sexarbeiter/innen. Dazu 

verfasste Doña Carmen e.V. eine detailreiche inhaltliche Stellungnahme unter der Überschrift: 

„Illegalität per Gesetz: Vorprogrammiertes Chaos - Stadt München zwingt Sexarbeiter/innen in den 

Untergrund“ (siehe: www.donacarmen.de).  

 

In einem „Offenen Brief an alle im Münchner 

Stadtrat vertretenen Parteien“ hat Doña Carmen e.V. 

deren Fraktionen aufgefordert, den Beschluss 

umgehend zurückzunehmen und alles zu 

unterlassen, was die grundgesetzlich garantierte 

Berufsfreiheit von Sexarbeiter/innen in der 

Prostitution einschränken könnte. Mit Ausnahme 

einen grünen Stadtverordneten, die sich darüber 

beschwerte, jetzt nicht nur von der CSU, sondern 

auch noch von Doña  Carmen kritisiert zu werden, 

reagierte keine der angeschriebenen Parteien des 

Münchner Stadtrats auf die von Doña Carmen 

vorgetragenen Einwände. 

 

 

Doña Carmen organisiert 2017 zwei bundesweite Treffen zur Vorbereitung einer 

Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz 
 

Für den März als auch den Juni 2017 berief Doña Carmen e.V. zwei bundesweite zentrale Treffen in 

Frankfurt zur Umsetzung der Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz ein. 

Vom Gesetz betroffene Sexarbeiter/innen, Betreiber/innen von Prostitutions-Etablissements, 

Prostitutionskunden sowie Aktivisten/innen der Bewegung für die Rechte von Sexarbeiter/innen waren 

zu den Treffen in den Räumlichkeiten unseres Vereins eingeladen.  

 

An diesen Treffen nahm jedes Mal RA Meinhard Starostik, Richter am Verfassungsgerichtshof des 

Landes Berlin, teil, der mit der 

Ausarbeitung einer Verfas-

sungsbeschwerde beauftragt 

war. In den Debatten mit RA 

Starostik ging es um die 

Herausarbeitung der Kern-

punkte einer Verfassungs-

beschwerde. Auf dem letzten 

der insgesamt vier von Doña 

Carmen organisierten Treffen 

lag der Entwurf der Ver-

fassungsbeschwerde gegen 

das Prostituiertenschutz-

gesetz vor. Dieser kam zu 

dem Schluss, dass mit dem 

vorliegenden Gesetz das 

gesamte Prostitutionsgewer-

be, mithin Sexarbeiter/innen 

als auch dort tätige Gewer-

betreibende, einer unverhältnismäßigen, d. h. rechtlich nicht hinnehmbaren Überwachung unterworfen 

werden. 

 

Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes: Umfangreicher Fragenkatalog an 

die Stadt Frankfurt/Main  
 

Vor dem Hintergrund, dass die Kommunen zur Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 

verpflichtet sind, für alle Sexarbeiter/innen eine „gesundheitliche Beratung“ anzubieten, eine 

http://www.donacarmen.de/
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persönliche Anmeldung zu gewährleisten, mit allen Sexarbeiter/innen ein „Informations- und 

Beratungsgespräch“ zu führen, eine „zuständige Behörde“ für die Erteilung einer Erlaubnis zum 

Führen eines Prostitutionsgewerbes zu benennen und bei entsprechenden Personen die 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis zu überprüfen, hat Doña Carmen e.V. einen 

umfangreichen, 143 Fragen umfassenden Fragekatalog zur Umsetzung dieser gesetzlichen Vorgaben 

in der Stadt Frankfurt/Main erarbeitet. Im März 2017 wurde dieser Fragekatalog über die Fraktion der 

Partei DIE LINKE als Anfrage an den Magistrat der Stadt Frankfurt eingebracht. 

 

Doña Carmen e.V. appelliert an die Partei DIE LINKE 
 

Angesichts der Verunsicherung unter den betroffenen Sexarbeiter/innen im Hinblick auf das sich 

abzeichnende Chaos bei der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes wandte sich Doña Carmen 

e.V. an den Bundesvorstand der Partei DIE LINKE mit der Bitte, in all jenen Stadtparlamenten, in 

denen Fraktionen der Partei DIE LINKE oder entsprechende Fraktionsbündnisse bestehen, den von 

Doña Carmen ausgearbeiteten Fragebogen zur Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes als 

parlamentarische Anfrage einzubringen und dessen Beantwortung durch die politisch 

Verantwortlichen anschließend öffentlich zu machen.  

 

Alle von dem neuen Gesetz Betroffenen sollten ein Recht darauf haben, rechtzeitig und vollständig zu 

erfahren, was, wann, wie und wo mit diesem neuen 

Gesetz auf sie zukommt. Die aktuell bestehende 

Intransparenz für die Betroffenen wertete Doña 

Carmen als weiteren Angriff auf die grundgesetzlich 

garantierte Berufsfreiheit der Sexarbeiter/innen sowie aller, die eine Infrastruktur für diese Tätigkeit 

vorhalten.  

 

 

 

Doña Carmen organisiert Bordellführungen nur für Frauen 
 

Das Angebot von Doña Carmen zu Bordell-

führungen im Frankfurter Bahnhofsviertel stößt 

auf reges Interesse. Die mehrfach im Jahr 

angebotenen und durchgeführten Führungen 

beginnen mit einem einführenden Vortrag in 

den Räumlichkeiten der Beratungsstelle von 

Doña Carmen, bei dem regelmäßig auch Sex-

arbeiter/innen selbst zu Wort kommen.  

 

Nach einem Überblick über Struktur und 

Erscheinungsformen der Frankfurter Bordell-

prostitution erfolgt der Besuch in einem Bordell, 

wo Gelegenheit zum Gespräch mit Sex-

arbeiter/innen, Betreibern und Wirtschaftern 

besteht. So erlangen interessierte Frauen 

Einblick in einen gesellschaftlichen Bereich, der 

ihnen gemeinhin verschlossen ist. 

 

 

Stadt Frankfurt/Main: Ausrichtung 

des geplanten „Fachbeirat Prosti-

tution“ in der Kritik 
 

Die Frankfurter Magistratsparteien CDU, SPD 

und Grüne beabsichtigten, aufgrund eines 

Antrags vom 28.03.2017 einen „Fachbeirat zur 

kommunalen Umsetzung und Begleitung des Prostituiertenschutzgesetzes“ auf den Weg zu bringen.  
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Aus Sicht von Doña Carmen e.V. signalisiert dieses Vorhaben neben einem falschen Verständnis der 

Aufgabenstellung vor allem eine moralisch motivierte Prostitutionsgegnerschaft. Daher sei der 

geplante „Fachbeirat Prostitution“ abzulehnen. 

 

Statt eines solchen Beirats seien die 

zuständigen Ämter der Stadt gefragt, 

die Karten auf den Tisch zu legen 

hinsichtlich der in Kürze anstehenden 

Umsetzung des Prostituiertenschutz-

gesetzes.  

 

Hier wäre es sinnvoll, nach der Devise 

„Aussetzen statt Umsetzen“ zu handeln 

und zunächst die Entscheidung der 

Verfassungsbeschwerde gegen das 

Prostituiertenschutzgesetz abzuwarten.  

Ein Fachbeirat, der die massiven 

Grundrechtsverletzungen des Prost-

SchG im Hinblick auf Sexarbeiter/innen 

ignoriert und den Kopf in den Sand 

steckt angesichts der begründeten 

Befürchtung, dass mit diesem Gesetz 

Sex-arbeiter/innen scharenweise in die 

Illegalität gedrängt werden, sei über-

flüssig. 

 

Doña-Carmen-Publikation: „266 Fragen und Antworten zum ProstSchG“ 

 
Im April 2017 erschien im DVS-Verlag „Doña Carmen’s Handbuch für die Alltagspraxis“ – 266 Fragen 

& Antworten zum ProstSchG“ (ISBN 978-3-932246-89-0, 12,90 €) Die 190-Seiten-Broschüre ist 

übersichtlich gegliedert und gibt Rat und Orientierungshilfe. Es behandelt die Alltagsprobleme 

praxisnah in Frage-Antwort-Form.  

Das Handbuch ist entstanden in 

enger Zusammenarbeit mit 

Sexarbeiter/innen, die wissen worauf 

es in der Praxis ankommt. Es ist 

einfach und leicht lesbar 

geschrieben. In einem extra Anhang 

gibt es einen schnellen Überblick 

über neue Pflichten in der Sexarbeit 

sowie über Sanktionen und 

Bußgelder bei Nicht-Einhaltung 

dieser Pflichten.  

Ob Sexarbeit im Bordell, in Privat-

wohnungen, auf Prostitutionsveran-

staltungen“ oder im Wohnmobil – das 

Doña-Carmen-Handbuch zeigt, wo 

man sich in Acht nehmen muss, 

welche Rechte und Pflichten die 

Betroffenen in den unterschiedlichen 

Situationen jeweils haben, was zu 

tun ist.  

Das Handbuch beleuchtet das 

Gesetz aus der Sicht von 

Sexarbeiter/innen und verbindet 

Information mit der Parteinahme für 

ihre Rechte. Es ist erhältlich im 

Buchhandel, über den Verlag DVS 

oder direkt bei Doña Carmen e.V. 
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Doña Carmen kritisiert Bundesregierung wegen unausgegorener Rechts-

verordnungen zum Prostituiertenschutzgesetz 
 

Mit Datum vom 31. März 2017 hatte das Bundesfamilienministerium Entwürfe zu einer „Prostitutions-

Anmeldeverordnung“ (ProstAV) sowie zu einer Prostitutions-Statistikverordnung (ProstStatV) 

vorgelegt.  

 

Obwohl Prostituierte laut Prostituiertenschutzgesetz verpflichtet werden, alle Gemeinden anzugeben, 

in denen sie planen, ihrer Tätigkeit nachzugehen, und diese Orte seitens der Behörde in eine ständig 

mitzuführende Anmeldebescheinigung einzutragen sind, hieß es in der Anmelde-Verordnung nun: 

„Die Bescheinigung kann nicht so gestaltet werden, dass alle Länder und alle Kommunen in die 

Bescheinigung aufgenommen werden können.“  

 

Allerdings: Ohne entsprechenden Orts-Eintrag im 

Hurenpass dürfen Betreiber/innen eines Prostitutions-

gewerbes Sexarbeiter/innen gemäß § 27 Abs. 2 ProstSchG 

nicht bei sich arbeiten lassen. Damit wird der Hurenpass, 

der laut Verordnungs-Entwurf nur maximal 480 Zeichen für 

Angaben zu den Tätigkeitsorten von Sexarbeiter/innen 

einräumt, zu einem Mittel, deren Mobilität und damit deren 

grundgesetzlich garantierte Berufsfreiheit noch weiter 

einzuschränken.  

 

Doña Carmen kritisierte: Sexarbeiterinnen werden mithilfe 

solcher Taschenspielertricks schleichend in die Illegalität 

getrieben und kriminalisiert. In seiner Verlegenheit räumte 

das Schwesig-Ministerium den Prostituierten ein, Orte, an 

denen sie nur „einmalig“, „gelegentlich“ oder aus „besonderem Anlass“ tätig sind, von einer 

Anmeldepflicht auszunehmen! Das allerdings widerspricht den Vorgaben gemäß § 2 Abs. 2 

Prostituiertenschutzgesetz, wonach auch gelegentliche Prostitution unter das Gesetz fällt. Die mit 

heißer Nadel gestrickten Entwürfe verdeutlichen aus Sicht Doña Carmens das Umsetzungs-Chaos 

beim ‚Prostituiertenschutzgesetz‘. 

 

Teilnahme an Aktion im Künstlerhaus Mousonturm 

 
„Kolleg zur Wiederentdeckung des Klassenbewusstseins“ – so nannte sich ein in Frankfurt, Berlin und 

Leipzig durchgeführtes Kunstprojekt, dessen leitende Frage lautete: "Wie lassen sich die Forderungen 

von Fabrikarbeiter*innen, Selbständigen, Geflüchteten, Arbeitslosen, denen, die im Haushalt arbeiten 

etc. so formulieren, dass aus ihren Interessen ein Gesamtinteresse wird?“  

 

Gemeinsam mit Gewerkschafter*innen und Streikbündnissen, 

Prostituierten, Journalist*innen, Rapper*innen, Professor*innen, 

Blindenorganisationen und Wirtschaftsexpert*innen sollte nach 

einem zeitgenössischen Klassenbewusstsein gesucht werden. Die 

städte-übergreifende Gesprächsreihe war als eine künstlerische 

Recherche angelegt.  

 

In Frankfurt diskutierten in diesem Rahmen Juanita Henning von 

Doña Carmen e.V. sowie Bojana Kunst (Philosophin, Dramaturgin 

und Perfomance-Theoretikerin. Wie sich die einzelnen Anliegen als 

gemeinsame formulieren lassen, wurde in einer abschließenden 

Performance im September 2017 kollektiv verhandelt. 
 

 

Doña-Carmen-Aktion „Gib Repression keine Chance“ 
 

Aus Anlass des unmittelbar bevorstehenden Inkrafttretens des Prostituiertenschutzgesetzes wandte 

sich Doña Carmen e.V. mit einem Aufruf an alle Sexarbeiter/innen, sich aus Protest gegen das neue 

Gesetz der Aktion „Gib Repression keine Chance!“ anzuschließen.  
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Ziel der bundesweiten Aktion sollte sein, dass sich möglichst 

viele Sex-arbeiter/innen den zwei von Doña Carmen e.V. ausge-

sprochenen Empfehlungen anschließen, nämlich (1) den zustän-

digen Behörden bei der obligatorischen Anmeldung alle 11.000 

deutschen Kommunen zur Eintragung in den Hurenpass 

anzugeben und (2) den Aliasnamen „Alice Schwarzer“ bzw. „Ali 

Schwarzer“ zwecks Eintragung in den Hurenpass anzugeben.  

 

Beide Empfehlungen von Doña Carmen sind im Einklang mit 

den in § 4 Abs. 1 sowie in § 5 Abs. 6 Prostituiertenschutzgesetz 

formu-lierten gesetzlichen Vorgaben. Eine Liste aller 11.000 

Kommunen Deutschlands stellte Doña Carmen auf seiner 

Website zum Download bereit. 

Wenn sich jede vierte der rund 200.000 hierzulande tätigen 

Sexarbeiterinnen an der Aktion beteiligt, wären die zuständigen 

Behörden genötigt, mehr als 550 Mio. Eintragungen in den 

Hurenpässen vorzunehmen und rund 25 Mio. Emails an zu-

künftige Tätigkeitsorte zu versenden. 

Doña Carmen e.V. bezeichnete die Aktion als einen „Akt des 

zivilen Ungehorsams“, dessen erklärtes Ziel es sei, dass die 

zuständigen Behörden über ihren eigenen Kontrollwahn stolpern 

und die Umsetzung des Gesetzes an den eigenen maßlosen 

Vorgaben scheitert.  

 

 

Internationaler Hurentag: Pressekonferenz aus Anlass der bevorstehenden 

Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz 

 
Auf einer Pressekonferenz in der Beratungsstelle von Doña Carmen e.V. wurde vor der zahlreich 

anwesenden Presse die Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz vorgestellt. 

An der Pressekonferenz nahmen teil:  

 

Rechtsanwalt Meinhard Starostik, Richter am 

Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, der 

mit der Ausarbeitung der Klageschrift beauftragt 

war; Percy MacLean, Rechtsanwalt und 

ehemaliger Vorsitzender Richter am 

Verwaltungsgericht Berlin, die Sprecherin von 

Doña Carmen e.V. sowie Sexarbeiter/innen, 

Prostitutionsstätten-Betreiber/innen und Prostitu-

tionskunden, die die Verfassungsbeschwerde 

gegen das Prostituiertenschutzgesetz namentlich 

unterzeichnet hatten.  

 

Die Pressekonferenz und die dort gegebenen 

Statements fanden bundesweite Aufmerksamkeit. 
 

 

 

 

Foto: RA Meinhard Starostik auf der Pressekonferenz in der Beratungsstelle von Dona Carmen e.V. 

 

 

FAZ musste Darstellung über Doña-Carmen-Aktion korrigieren 
 

In der Ausgabe vom 3. Juni 2017 berichtete die FAZ unter der Überschrift „Prostituierte und 

Bordellbetreiber gegen Gesetz“ über die von Doña Carmen e.V. in die Wege geleitete Verfassungs-

beschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz. Darin schrieb sie u.a.:  
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„Der Verein mit Sitz in Frankfurt rät etwa dazu, die 

künftige Anmeldepflicht für Prostituierte durch falsche 

Eintragungen zu sabotieren.“ 

 

Doña Carmen stellte gegenüber der FAZ unmissver-

ständlich klar, dass die Aussage, der Verein würde 

Sexarbeiter/innen raten, im Anmeldeverfahren „falsche 

Eintragungen“ zu machen, eine unwahre Tatsachen-

behauptung ist, die geeignet sei, den Verein Doña 

Carmen e.V. in eine Ecke mit Lügnern und Betrügern zu 

stellen und so zu diffamieren.  

 

Die Androhung rechtlicher Schritte reichte aus: Wenige 

Tage später präzisierte die FAZ ihre bisherige Darstellung.  

 

 

 

Nachträgliche Klarstellung in der FAZ vom 17.Juni 2017► 

 

 

 

 

 

 

Stadt Frankfurt gegen Doña Carmen: Keine Bordellführungen mehr im 

offiziellen Programm der Bahnhofsviertelnacht! 

 
Seit Beginn der Bahnhofsviertelnacht 2008 bietet Doña Carmen e.V. in der Langen Nacht des 

Bahnhofsviertels Bordellführungen nur für Frauen an. Im Juni 2017, dem 10. Jahr der 

Bahnhofsviertelnacht, wurde dieser beliebte Programmpunkt erstmals aus dem offiziellen Programm 

gekickt. Verantwortlich dafür: Tarkan Akman (SPD), Leiter des „Amtes für Kommunikation und 

Stadtmarketing“. Sowohl im „offiziellen kulturellen Veranstaltungsprogramm“ als auch „in unseren 

entsprechenden Veröffentlichungen“ werde es „keinerlei Werbung für die Prostitution und/oder 

Führungen in entsprechenden Einrichtungen“ geben, hieß es in einem Schreiben von Akman, an 

Doña Carmen.  

 

Dass Bordellführungen der Information 

dienen und keine „Werbung“ ist, dass sie 

für Frauen eine der wenigen Möglichkeiten 

sind, mit Sexarbeiter/innen ins Gespräch 

zu kommen, und erwachsene Frauen ein 

Recht haben sollten, sich selbst ein Bild 

von der Prostitution zu machen – das 

scheint im Weltbild des Herrn Akman 

offenbar nicht vorgesehen 

 

„Unter Einbeziehung städtischer Stellen 

wie Stadtpolizei und Frauenreferat, haben 

wir uns dazu entschieden, unsere Haltung 

dazu unmissverständlich klar zu stellen“, so 

der Amtsleiter.  

 

Auch ein christlich-fundamentalistischer 

Anti-Prostitutions-Verein namens „Save 

Rahab“ hatte in diesem Sinne bei der Stadt 

Frankfurt interveniert. Offensichtlich 

bestimmen mittlerweile Polizei und Prosti-

tutionsgegner, welche Programmpunkte in 

der Bahnhofsviertelnacht vorzeigbar sind. 
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Mit dieser krassen Fehlentscheidung erweist sich die Rede vom „vielfältigen, bunten Viertel“, das sich 

in der Bahnhofsnacht präsentiert, als hohle Politiker-Phrase. Die Fassade bröckelt und zum Vorschein 

kommt die hässliche Fratze der mit Ausgrenzung einhergehenden Gentrifizierung des 

Bahnhofsviertels. Trotz des politisch motivierten Affronts der Stadt Frankfurt gegenüber Doña Carmen 

entschied sich der Verein, weiterhin im Rahmen des offiziellen Programms an der 

Bahnhofsviertelnacht teilzunehmen und verständigte sich mit dem Büro von Herrn Akman auf einen 

geänderten Ankündigungstext. 

 

Spendenkampagne zur Finanzierung der Verfassungsbeschwerde erfolgreich 
 

Mit der Einrichtung eines eigens für die Verfassungsbeschwerde eingerichteten Spendenkontos und 

ständigen Aufrufen zur Unterstützung einer Klage in Karlsruhe gelang es im Juni 2017 im Endspurt die 

notwendigen Kosten für die Verfassungsbeschwerde zusammenzubekommen. 

 

Mehr als 170 Spender/innen haben mit insgesamt 186 Einzelspenden dazu beigetragen, dass Doña 

Carmen e.V. Anfang Juli 2017 das Ziel erreicht hat, die Kosten der Verfassungsbeschwerde gegen 

das so genannte „Prostituiertenschutzgesetz“ zu stemmen. In einer 10-monatigen Spendenkampagne 

ist es so gelungen, alle Kosten im Zusammenhang der Verfassungsbeschwerde aufzubringen, ohne 

dass wir auf Restkosten sitzenbleiben. Insbesondere der Endspurt mit 49 Spenden im Monat Juni 

2017 hat entscheidend dazu beigetragen, das gesteckte Ziel zu erreichen. 

 

 

21. Juni 2017: Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe eingereicht 
 

Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland sind Sexarbeiter/innen für ihre Rechte 

vor das oberste deutsche Gericht gezogen. Am 21. Juni 2017 übergaben Sexarbeiter/innen, 

Betreiber/innen von Prostitutions-Etablissements und Prostitutionskunden dem Karlsruher 

Bundesverfassungsgericht die Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz. 

 

 
 
Foto: ZDF interviewt Sexarbeiter/in Fraences Funk nach der Übergabe der Verfassungsbeschwerde 

 

Beschwerdeführer sind 9 Sexarbeiter/innen aus unterschiedlichen Arbeitsbereichen im ganzen 

Bundesgebiet sowie aus dem benachbarten EU-Ausland, 5 Betreiber/innen von Prostitutions-

Etablissements (darunter sowohl Groß- wie Kleinbetriebe aus West- und Ostdeutschland) sowie drei 

Prostitutionskunden. Die von Doña Carmen e.V. auf den Weg gebrachte Verfassungsbeschwerde 

kam zu dem Schluss, dass mit dem vorliegenden Gesetz das gesamte Prostitutionsgewerbe, 

Sexarbeiter/innen als auch dort tätige Gewerbetreibende, einer unverhältnismäßigen, d.h. rechtlich 

nicht hinnehmbaren Überwachung unterworfen werden. 
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An einer Pressekonferenz 

unmittelbar im Vorfeld der 

Übergabe der Verfassungs-

beschwerde nahmen in 

Karlsruhe vor zahlreichen 

vertreter/innen von Presse 

und Medien RA Meinhard 

Starostik, Richter am Ver-

fassungsgerichtshof des 

Landes Berlin, Juanita 

Henning, Sprecherin der 

Organisation Doña Carmen 

e.V., Felicitas Weigmann, 

Prostitutionsaktivistin, ehe-

mals Betreiberin des „Café 

Pssst!“, Berlin, sowie 

Padeluun, Künstler und 

Bürgerrechtsaktivist,  

Vorsitzender des Datenschutzvereins Digitalcourage e.V., Jurymitglied der deutschen Big Brother 

Awards, Ehrenmitglied des Chaos Computer Clubs teil.  

 

Vor dem Gebäude des Bundesverfassungsgerichts verlas die Sexarbeiterin Fraences vor laufenden 

Kameras eine Erklärung gegen das Prostituiertenschutzgesetz: Sexarbeiter/innen bräuchten Rechte 

statt Zwang, Kontrolle und Entmündigung sowie eine Gleichbehandlung des Prostitutionsgewerbes 

anstatt diskriminierender rechtlicher Sonderbehandlung! 

 

 

„Frick-Heydrich-Erlass“ vom 9. Sept. 1939: Doña Carmen e.V. verweist auf 

Bezüge des Prostituiertenschutzgesetzes zum Nationalsozialismus 

 
Unter dem Titel „Anmelde-Regime und Hurenpass – Das ‚Prostituiertenschutzgesetz‘ und seine 

Bezüge zur Prostitutions-Reglementierung im Nationalsozialismus“ veröffentlichte Doña Carmen e.V. 

eine Analyse, die zu dem Schluss kam, dass das mit dem „Prostituiertenschutzgesetz“ zur 

Anwendung kommende Anmelde-Regime ganz offensichtlich zweifelhafte Vorbilder hat, die nicht 

zuletzt in der dunkelsten geschichtlichen Vergangenheit dieses Landes liegen.  

 

  
Nazi-Innenminister                        Leiter des Reichssicherheitshauptamtes & General der Polizei  

Wilhelm Frick                                 SS-Obergruppenführer Reinhard Heydrich 

 

Gleichwohl sei das Prostituiertenschutzgesetz keine rückwärtsgewandte Kopie früherer historischer 

Maßnahmen, keine bloße Wiederkehr der immer gleichen Repression von Prostituierten. Eine solche 
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Annahme würde den durchaus modernen Charakter des Prostituiertenschutzgesetzes und die in der 

aktuellen historischen Situation liegenden Wurzeln dieses Gesetzes verkennen.  

 

Das Prostituiertenschutzgesetz sei hinsichtlich der Ausgestaltung von Repression gegenüber 

Sexarbeiter/innen sehr wohl auf der Höhe der Zeit: Es verbindet die herkömmliche Prostitutions-

gegnerschaft mit der Strategie einer europaweiten Abschottung gegenüber Unterschichts-Migration, 

was in der zugrunde liegenden „Menschenhandel“-Ideologie deutlich zum Vorschein käme. Es setzt 

auf ein modernes Outsourcing von Prostitutions-Überwachung auf Private (Bordellbetreiber, 

Prostitutionskunden), nutzt moderne Kommunikation- und Informationstechnologie zum Zwecke einer 

Perfektionierung der Prostitutions-Registrierung und beinhaltet mit dem weltweit einmaligen Versuch 

einer Zwangskondomisierung exklusiv bei Prostitution originär neue Elemente einer Repression von 

Prostitution. 

 
Auf seiner Website veröffentlichte Doña Carmen e.V. zu Vergleichszwecken den ansonsten schwer zu 

findenden „Erlass des Reichs- und preußischen Innenministers Dr. Wilhelm Frick an die Landes-

regierungen, den Reichskommissar für die Wiedervereinigung Österreichs, den Reichskommissar für 

das Saarland, den Reichsstatthalter im Sudetengau, den Reichsstatthalter in Hamburg, das 

Reichskriminalpolizeiamt, die Regierungspräsidenten und Kriminalpolizei(leit)stellen“ vom 9. 

September 1939. 

 

 

1. Juli 2017: Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes –  

Stellungnahme von Doña Carmen e.V. 

 
„Der 1. Juli 2017 markiert eine scharfe Zäsur im rechtlichen Umgang mit Sexarbeiter/innen. Für sie 

beginnen mit diesem Tag polizeistaatliche Verhältnisse“ erklärte Doña Carmen e.V. in einer 

Stellungnahme am Tag des Inkrafttretens des Prostituiertenschutzgesetzes.  

 

„Unter der Form des Rechts werden Sexarbeiter/innen de facto rechtlos gestellt. Ihre gesellschaftliche 

Ächtung wird sich mit diesem Gesetz schleichend, aber sicheren Schrittes ausbreiten… Gemessen an 

den eigentlichen Erfordernissen – nämlich der Verrechtlichung prostitutiver Beziehungen jenseits einer 

strafrechtlichen Reglementierung von Prostitution sowie einem auf Gleichbehandlung basierenden 

gewerberechtlichen Umgang mit Prostitutionsstätten – steht die Politik der Großen Koalition von 

CDU/CSU/SPD für eklatantes Staatsversagen.“ 

 

Kritische Stellungnahme zur Praxis des Frankfurter Gesundheitsamtes 
 

Doña Carmen kritisierte das Frankfurter Gesundheitsamt, das ab Juli 2017 die nunmehr obligatorische 

Gesundheitsberatung gemäß § 10 Prostituiertenschutzgesetz offerierte, obgleich nicht absehbar war, 

ob und wann Sexarbeiter/innen in Frankfurt eine Anmeldungen ihrer Tätigkeit gemäß § 3 ProstSchG 

vornehmen können. Der Punkt ist der, dass Sexarbeiter/innen eine Anmeldung ihrer Tätigkeit nur mit 

einer „innerhalb der vorangegangenen drei Monate erfolgten gesundheitlichen Beratung“ (§ 4 Abs. 3 

ProstSchG) vornehmen können. Die Wahrscheinlichkeit sei hoch, dass die bereits absolvierte 

Gesundheitsberatung zum Zeitpunkt einer möglichen Anmeldung von Prostitutionstätigkeit bereits 

Makulatur sei und ein weiteres Mal absolviert werden müsse. Verschärfend käme der Tatbestand 

hinzu, dass in Hessen bislang keine rechtskräftige Durchführungsverordnung zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes existiere. 

 

Frankfurter Bahnhofsviertelnacht: Bordellführungen im 

inoffiziellen Programm von Doña Carmen e.V.   
 

Zum zehnten Mal seit Bestehen der Frankfurter Bahnhofsviertelnacht 

beteiligte sich Doña Carmen auch in diesem Jahr wieder mit einem 

breit gefächerten Programm. Im Mittelpunkt stand in diesem Jahr ein 

Vortrag von Rechtsanwalt Percy MacLean, dem ehemaligen Direktor 

des Deutschen Instituts für Menschenrechte, der zum Thema 

„Prostitution und polizeiliche Überwachung“ referierte. 
 

Foto:  Rechtsanwalt Percy MacLean bei Doña Carmen e.V. 
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Während dieser Programmpunkt offen für alle war, waren die auch weiterhin von uns angebotenen 

kostenlosen Table-Dance-Schnupperkurse sowie die Bordellführungen nur für Frauen. Obwohl die 

Stadt Frankfurt erstmals die Bordellführungen aus dem offiziellen Programm der Bahnhofsviertelnacht 

herausgenommen hatte, waren sie dennoch alle ausgebucht.  

 

Die von abolitionistischen Prostitutionsgegnern angekündigte Aktion gegen Doña Carmen an diesem 

Abend beschränkte sich auf eine überschaubare Mahnwache an der Kaiserstraße. Doña Carmen 

erinnerte in einem Flugblatt u.a. an die dunkle Vergangenheit der Abolitionisten hierzulande. 

 

 

Als Adolf Hitler in seiner Hetzschrift „Mein Kampf“ schrieb: „Wer der Prostitution zu Leibe gehen will, 

muss in erster Linie die geistige Voraussetzung zu derselben beseitigen helfen. Er muss mit dem 

Unrat unserer sittlichen Verpestung der großstädtischen ‚Kultur‘ aufräumen…“, schrieb dazu die 

Abolitionistin und „Frauenrechtlerin“ Anna Pappritz: „Wir begrüßen es mit großer Genugtuung, dass 

der Reichskanzler in diesen Worten dieselben Ansichten äußert, für die der deutsche Zweig der 

Internationalen Abolitionistischen Föderation von jeher eingetreten ist… Möchten doch diese Worte 

des Reichskanzlers ein lebhaftes Echo in den Herzen aller Eltern und Erzieher und in den Herzen der 

Jugend selbst erwecken und sie anspornen danach zu handeln.“ (zit. nach „Der Abolitionist“, Organ 

des Bundes für Frauen- und Jugendschutz,  32. Jg., Nr. 4 vom 1. Juli 1933) 

 

 

 

 

Aktion gegen Gentrifizierung und Vertreibung von Prostitution aus dem 

Bahnhofsviertel 

 
Mit einem Kunstprojekt und einem Musikkonzert auf einer Straßenkreuzung im Frankfurter 

Bahnhofsviertel ließen sich so genannte Kreative und Musiker von Ordnungsdezernent Markus Frank 

(CDU) und der städtischen Wirtschaftsförderung für die Gentrifizierungspolitik gegenüber dem 

Frankfurter Bahnhofsviertel einspannen. Man wolle Licht „in die dunklen Ecken des Bahnhofsviertels 

bringen“, hieß es.  

 

Und man erklärte: „Lasst uns die 

Vielfalt feiern und das Viertel kreativ 

mitgestalten.“ Allerdings überging man 

die mit der Gentrifizierung einher-

gehende städtische Vertreibungspolitik 

mit peinlichem Schweigen. Anstatt mit 

hohlen Sprüchen mit lächerlichen 

Lampion-Galerien in der Taunusstraße 

die städtische Vertreibungspolitik 

kreativ zu flankieren, wäre es an der 

Zeit, sich kritisch zu positionieren und 

nicht für die CDU, sondern für die 

Schwachen und Ausgegrenzten im 

Viertel Partei zu ergreifen – so die von 

Doña Carmen erhobene Forderung. 

Praktisch hieße das: Solidarität mit 

den von Diskriminierung und 

Entrechtung betroffenen 

Sexarbeiter/innen, Rechte statt Razzien, keine Vertreibung von Sexarbeiter/innen aus dem 

Bahnhofsviertel. Immerhin ergab sich im Anschluss an die Flugblattaktion von Doña Carmen ein 

konstruktives Gespräch mit dem zu den Frankfurter Oberbürgermeisterwahlen antretenden DJ 

Shantel. 
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„Wir wollen unser Recht zurück!“ – Doña Carmen klagt vor Hessischem 

Finanzgerichtshof wegen des Entzugs der Gemeinnützigkeit 

 
Mit einer „Einspruchsentscheidung“ vom 24. 08. 2017 hat 

das Finanzamt Frankfurt am Main III in der 

Auseinandersetzung um die Gemeinnützigkeit von Doña 

Carmen e.V. sämtliche Einwände und Darlegungen von 

Doña Carmen e.V. als „unbegründet“ zurückgewiesen und 

dem Verein damit definitiv die Gemeinnützigkeit entzogen.  

 

Als „nicht gemeinnützig“ bewertet das Frankfurter Finanzamt  

folgende Tätigkeiten von Doña Carmen: die Herausgabe der 

Zeitung „La Muchacha“; die Durchführung von „Vereins-

fortbildungen zu aktuellen prostitutionspolitischen Debatten“; 

die Einberufung von öffentlichen Treffen unter der 

Bezeichnung „Initiativkreis Prostitution“; die Durchführung 

der Fachtagung „Frankfurter Prostitutionstage“; die 

Organisierung von Bordellführungen im Frankfurter Bahnhofsviertel; die Unterstützung von 

hochschwangeren Roma-Frauen, die Einzelberatung von Prostituierten und deren Begleitung bei 

Behördengängen; die Veröffentlichung eines „Razzien-Spiegels“ sowie „regelmäßige Proteste gegen 

Razzien durch die Polizei“; das „Eintreten für die Anerkennung der Prostitution als Beruf“; das 

Schalten von Anzeigen in Tageszeitungen „zugunsten der Rechte von Sexarbeiter/innen“; die 

Positionierung gegen eine Einführung der Kondompflicht.  

 

Mit dieser Liste angeblich nicht gemeinnütziger Aktivitäten soll die gesamte Tätigkeit von Doña 

Carmen e.V. an den Pranger gestellt und rechtlich unmöglich gemacht werden. Dagegen hat Doña 

Carmen e.V. vor dem Hessischen Finanzgerichtshof Klage eingereicht. Zusammen mit der Allianz 

„Rechtssicherheit für politische Willensbildung“, einem bundesweiten Zusammenschluss von derzeit 

fast 80 Vereinen und Stiftungen, setzt sich Doña Carmen e.V. dafür ein, die Gemeinnützigkeit für 

Organisationen der Zivilgesellschaft zu sichern, die Beiträge zur politischen Willensbildung leisten.  

 

 

 

 

 

 

Nun auch in englischer und 

spanischer Übersetzung:  

„Doña Carmen’s Handbuch für 

die Alltagspraxis“ 
 

Im Oktober 2017 erschien im DVS-Verlag 

nunmehr auch die englische und 

spanische Version von „Doña Carmen’s 

Handbuch für die Alltagspraxis – 266 

Fragen & Antworten zum ProstSchG“. 

Damit trägt Doña Carmen der inter-

nationalen Zusammensetzung der 

Sexarbeiter/innen Rechnung. Geplant ist, 

bis zum Jahresende auch noch eine 

Übersetzung ins Rumänische zu 

erreichen. 
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Doña-Carmen-Stellungnahme zur ZDF-Doku „Bordell Deutschland“: Mit Fake 

News Stimmungsmache gegen ‚freiwillige Prostitution‘ 
 

Die im Nov. 2017 auf ZDFinfo ausgestrahlte Rotlicht-Reportage unter dem Titel „Bordell Deutschland“ 

versuchte, das Publikum dieses Mal nicht gegen „Zwangsprostitution“, sondern gegen ‚freiwillige 

Prostitution aufzubringen. Mit Effekthascherei und angeblich „authentischen Innenansichten“ sollte 

dem Publikum ein X für ein U vorgemacht werden. Einzelne Prostitutions-Aussteigerinnen wurden 

instrumentalisiert und missbraucht, um sämtliche Prostituierte als „traumatisiert“, gewaltbetroffen und 

extrem ausgebeutet hinzustellen. Der über 20-seitige Faktencheck von Doña Carmen (vgl. 

www.donacarmen.de) belegte u.a. dass Deutschland entgegen den Behauptungen der ZDF-Doku 

keine „Drehscheibe von Menschenhandel“ ist und auch nicht von durchgängiger „Organisierter 

Kriminalität“ im Prostitutionsgewerbe die Rede sein könne. Vor allem die These, Prostitution sei 

gefährlicher als Krieg, wurde darin als üble Lüge entlarvt, die auf den Behauptungen einer einzigen, 

nicht repräsentativen Studie beruht. 

 

Offener Brief an die Deutsche STI Gesellschaft 
 

Aus Anlass des 3. Fachtags "Sexuelle Gesundheit": 

Forschung zur Sexarbeit & STI-Forschung am 24./25. 

11.2017 in Köln sowie in Anbetracht einer zunehmend 

flächendeckenden Einführung der „gesundheitlichen Bera-

tung“ nach § 10 Prostituiertenschutzgesetz wandte sich 

Doña Carmen e.V. mit einem „Offenen Brief“ an die 

Deutsche STI Gesellschaft. Doña Carmen wies darauf hin, 

dass das Prostituiertenschutzgesetz in einer maximal 

repressiven Variante unter Ausblendung jeglicher Kritik 

gegen die Betroffenen umgesetzt werde. Vor diesem Hintergrund würde sich die von der DSTIG 

gehegte Erwartung, die Schäden durch das Gesetz „begrenzen“ zu können, als unrealistisch und 

falsch erweisen. Der Schaden, den dieses System anrichtet, ließe sich – auch mit noch so viel gutem 

Willen – nicht begrenzen. Denn der größte anzunehmende Schaden sei bereits das Gesetz selbst. 

Daher forderte Doña Carmen die DSTIG auf, an der Maxime der Aussetzung des ProstSchG 

festzuhalten und sich öffentlich für ein Moratorium dieses untauglichen Gesetzes einzusetzen. 

 

Frankfurt: Doña Carmen geißelt „akute Gefahrenabwehr“ gegenüber 

Sexarbeiter/innen  
 

In einer Pressemitteilung geißelte Doña Carmen e.V. die offen diskriminierende Art der Prostituierten-

Registrierung in Frankfurt/Main. Sie beginnt seitens des Frankfurter Ordnungsamtes mit Beginn 

Dezember 2017 und wird der Abteilung „Akute Gefahrenabwehr“ zugeordnet.  

 

Diese Abteilung des Ordnungsamtes ist ansonsten mit 

Aufgaben des Infektionsschutzes („Rattenbefall“), mit der 

Entziehung der Freiheit geisteskranker, geistesschwacher, 

rauschgift- und alkoholsüchtiger Personen sowie mit der 

Einweisung psychisch auffälliger Personen befasst. Neben 

Leichenpässen werden von dieser Abteilung des 

Ordnungsamtes fortan auch „Hurenpässe“ ausgegeben. 

Die Zuordnung der Sexarbeiter/innen zu den genannten 

Personenkreisen kommt einer skandalösen, billigend in 

Kauf genommenen Stigmatisierung des rechtlich 

anerkannten Berufs Prostitution gleich. Es zeigt, wes 

Geistes Kind das „Prostituiertenschutzgesetz“ ist, mit dem 

erstmals seit der Nazi-Zeit Prostituierte hierzulande wieder 

staatlich registriert werden. 

 

Doña Carmen bekräftigt grundsätzliche Kritik am ‚Prostituiertenschutzgesetz‘ 

 
Mit der Veröffentlichung von vier argumentativen Thesenpapieren unterstreicht Doña Carmen e.V. 

seine Grundsatzkritik am Prostituiertenschutzgesetz. Die bloße Tatsache, dass besagtes Gesetz 

http://www.donacarmen.de/
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nunmehr in Kraft getreten ist und umgesetzt wird, ist kein Grund, von der grundsätzlichen Kritik an 

diesem Schandgesetz auch nur ein Jota abzuweichen. 

 

 

 
BILD: Die Tageszeitung „taz“ berichtet am 22. 06.2017 auf ihrer Titelseite über die von Doña Carmen e.V. 

organisierte Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz. 

 

Mit „12 Gründen gegen eine gesundheitliche Zwangsberatung bei Sexarbeit“, mit „25 Argumenten 

gegen eine Anmeldepflicht bei Sexarbeit“, mit „20 guten Gründen für ein eindeutiges NEIN zur 

‚Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe‘“ sowie mit „21 Einwänden gegen den Kondomzwang bei 

Prostitution“ (vgl. www.donacarmen.de) liefert Doña Carmen überzeugende Argumente für eine 

argumentative Kritik am so genannten „Prostituiertenschutzgesetz“, das eine untaugliche Grundlage 

für eine auf Respekt und Anerkennung beruhende Reglementierung von Prostitution im 21. 

Jahrhundert darstellt. 

 

 

 

Ausgewählter Presse-Rückblick 2017:  
  
„Prostituierte und Bordellbetreiber kritisieren neues Gesetz“: „Der Verein Doña Carmen 

befürchtet schwere Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte durch das neue Prostituiertenschutzgesetz. 

Die Regelung, die zum 1. Juli dieses Jahres in Kraft tritt, schaffe ein ‚System ständiger Kontrollen‘, 

kritisierte Vereinssprecherin Juanita Henning am Freitag in Frankfurt. Dort stellten sie und weitere 

Gegner des Gesetzes eine Verfassungsbeschwerde vor, die noch in diesem Monat eingereicht 

werden soll. Doña Carmen setzt sich nach eigenen Angaben für die Rechte von Prostituierten ein…“ 

(http://www.bild.de/regional) 

 

„Prostituierte klagen in Karlsruhe“: „‘Das Gesetz ist ein einziger Sündenfall und eine Rolle 

rückwärts.‘ MacLean zürnt, ‚das Gesetz auf Donald-Trump-Niveau‘ sei durch die Einflüsterungen der 

‚irrationalen Lobbyistin‘ Alice Schwarzer zustande gekommen. Nicht ganz von ungefähr empfiehlt 

Doña Carmen daher allen Prostituierten, im bald obligatorischen ‚Hurenpass‘ als Künstlernamen Alice 

Schwarzer anzugeben.“ (Frankfurter Rundschau, 3. Juni 2017) 

 

„Huren gehen auf Alice Schwarzer los“: „Der Huren-Verband „Doña Carmen e.V.“ läuft Sturm 

gegen das neue Prostitutionsgesetz – und trägt das ausgerechnet auf dem Rücken von 

Frauenrechtlerin und Prostitutionsgegnerin Alice Schwarzer (74) aus! In einem „Aufruf an alle 

Sexarbeiter/innen“ ruft der Verein, der sich nach eigener Aussage für „soziale und politische Rechte 

von Prostituierten“ einsetzt, zum Kampf gegen das Gesetz auf. „Nimm dieses Gesetz nicht 

widerstandslos hin!“, heißt es dort. Künstlername „Alice Schwarzer“ in Pass eintragen lassen: Konkret 

werden die Prostituierten zu zwei Dingen aufgerufen: Beim Anmelden ihres Gewerbes müssen sie 

http://www.donacarmen.de/
http://www.bild.de/regional
http://www.donacarmen.de/gib-repression-keine-chance/#more-1425
http://www.donacarmen.de/gib-repression-keine-chance/#more-1425
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künftig laut Gesetz den Ort angeben, an dem sie arbeiten. „Doña Carmen“ will das Ganze ad 

absurdum führen und ruft die Sexarbeiterinnen dazu auf, 11.000 Gemeinden als Tätigkeitsorte in 

ihrem „Huren-Pass“ eintragen zu lassen. Und: Sie sollen als Künstlernamen „Alice Schwarzer“ in 

ihren Pass eintragen lassen. „Nimm dieses Recht in Anspruch! Aber nicht irgendeinen, sondern 

unbedingt alle den gleichen Künstlernamen wählen!“, schreibt der Verein. Ausgerechnet „Alice 

Schwarzer“, die bekanntermaßen strikt gegen Prostitution ist!“ (https://www.express.de) 

 

„Prostituierte klagen in Karlsruhe – Kaninchen im Zylinder?“: „Wer Doña Carmen kennt, der 

weiß, dass man die Kreativität von Frau Henning nicht unterschätzen darf! Die Lady ist intelligent, 

auch wenn da manchmal etwa die Pferde durchgehen. Sei’s drum: sie tut was und scheut den harten 

Haken keineswegs, wie sie bei der Aktion Alice Schwarzer letzte Woche wieder deutlich machte! 

Keine Kompromisse! Wer an der Front ist, braucht immer eine geladene Flinte und die ein oder 

andere Finte.“ (http://prostitution2017.de/schutzgesetz/2017/06/06) 

 

„Sie bringen das neue Hurengesetz vor Gericht“: „Alle Aufklärungsaktionen im Vorfeld der 

Verabschiedung haben nichts geholfen. Jetzt spielen die Frankfurter gemeinsam mit anderen 

Betroffenen den letzten Trumpf: Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. ‘Wir sind überzeugt, 

dass dieses Gesetz dort gekippt werden wird‘, gibt sich Henning kämpferisch.“ (Rhein Main EXTRA 

TIPP“) 

 

„Klage gegen Prostituiertenschutzgesetz eingereicht“: „Die Klageschrift wurde am Mittwoch in 

Karlsruhe unter anderem von der Organisation Doña Carmen vorgestellt, die sich für die sozialen und 

politischen Rechte von Sexarbeiterinnen und Sexarbeitern einsetzt. ‚Es ist ein Schandgesetz, das 

entwürdigende Kontrollen für Sexarbeiterinnen vorsieht und sie zu einer vogelfreien Randgruppe 

macht‘, sagt Juanita Henning, Sprecherin von Doña Carmen. Henning forderte stattdessen, dass die 

Branche schlicht dem Gewerberecht unterliegen sollte – „wie jede andere Branche auch.‘“ (Neues 

Deutschland) 

 

„Prostituiertenschutzgesetz in Karlsruhe“: „NJW: Der Frankfurter Verein Doña Carmen, der sich 

für die Rechte der Prostituierten einsetzt, hat eine etwas eigenwillige Empfehlung im Umgang mit der 

Meldepflicht gegeben. Was halten Sie davon? Starostik: Ich kommentiere Mandantenempfehlungen 

grundsätzlich nicht, aber in den Erläuterungen der Bundesausführungsverordnung zum Gesetz ist 

ausdrücklich darauf hingewiesen worden, dass „Deutschland“ als Tätigkeitsort angegeben werden 

kann. Das dürfte indes mit dem Gesetzeswortlaut, der davon ausgeht, dass Orte im Sinne von 

politischen Gemeinden bei der Registrierung als geplante Tätigkeitsorte angegeben werden müssen, 

nicht übereinstimmen. Insofern ist der Vorschlag von Doña Carmen, alle 11.000 Gemeinden als 

geplante Tätigkeitsorte anzugeben, näher am Wortlaut des Gesetzes als der Verordnungsgeber.“ 

(Neue Juristische Wochenschrift aktuell 28/2017) 

 

„Die medizinische Beratung wird missbraucht“: „Juanita Henning, Mitbegründerin des Vereins 

Doña Carmen, begründete im Deutschlandfunk Kultur die Verfassungsklage. Sie kritisierte 

insbesondere die mit dem Gesetz verbundene Registrierungspflicht und die Zwangsberatung, die 

ständig wiederholt werden müsse… Henning verwies auf die Kriminalitätsstatistik von 2016, dem Jahr 

der Verabschiedung des Prostituiertenschutzgesetzes: In diesem Zeitraum habe es so wenige Opfer 

von Menschenhandel gegeben wie seit 25 Jahren nicht mehr. Insofern seien solche Maßnahmen, wie 

im neuen Gesetz vorgesehen, eigentlich durch die Zahlen nicht gerechtfertigt…“ (Deutschlandfunk 

Kultur) 

 

„Keine Bordellführungen mehr - Der Prostituiertenverein Dona Carmen darf bei der 

Bahnhofsviertelnacht nur diskutieren“: „Auch vor der zehnten Bahnhofsviertelnacht, die für den 

17. August geplant ist, gibt es wieder Knatsch. Ging es im vergangenen Jahr vor allem um eine 

Broschüre, in der sich zwei Bordelle unter den ‚99 Highlights‘ des Quartiers befanden, hat die Stadt 

jetzt dem Prostituiertenverein Doña Carmen mitgeteilt, dass die Bordellführungen, die der Verein in 

den Vorjahren – allerdings nur für Frauen – angeboten hatte und die sich großer Beliebtheit erfreuten, 

aus dem Programm genommen werden. Doña Carmen reagierte daraufhin am Dienstag mit einer 

geharnischten Mitteilung an die Presse.“ (Frankfurter Rundschau) 

 

„Schikanen für Sexarbeiterinnen“: „Auch auf anderer Ebene hat das Gesetz bereits Wirkung 

entfaltet: Die Entsolidarisierung gegenüber Sexarbeiterinnen ist in vollem Gange. Nachdem die 

Frankfurter Prostituiertenorganisation Doña Carmen über Jahre hinweg an der „Langen Nacht im 

Bahnhofsviertel“ teilgenommen hat, heißt es nun in einem Schreiben der Stadt Frankfurt am Main an 

https://www.express.de/
http://prostitution2017.de/schutzgesetz/2017/06/06
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die Organisation, man wolle „keinerlei Werbung für die Prostitution und/oder Führungen in 

entsprechenden Einrichtungen.‘“ (jungle world) 

 

„Prostitutionsgegner greifen erneut Bordellführungen von Dona Carmen an“: „Dass die Stadt 

Bordellführungen aus dem offiziellen Programm der Bahnhofsviertelnacht gestrichen hat, reicht der 

Prostitutionsgegnerin Manuela Schon nicht. Sie übt heftige Kritik am Frankfurter Verein für 

Prostituiertenrechte Doña Carmen. Doch der wehrt sich… Fraences Funk von Doña Carmen weist 

diese Vorwürfe entschieden zurück. Grundsätzlich könne jede Sexarbeiterin auch bei ihren 

Veranstaltungen mitmachen – unabhängig von ihrer Einstellung zu ihrem Beruf. ‚Wir beschönigen 

Prostitution nicht‘, sagt Funk. Außerdem: Wer kann besser über die Arbeit der Prostituierten 

‚sprechen, als sie selbst?‘ Das große Interesse an den Bordellführungen bei der Bahnhofsviertelnacht 

gebe ihr Recht, sagt Funk: ‚Die Menschen sind mündig genug, sich selbst ein Bild zu machen. Und 

das sollen sie auch weiter können.‘“ (Frankfurter Neue Presse) 

 

„Zwei Jahre bis zur Klage“: Der Verein für soziale und politische Rechte von Prostituierten Doña 

Carmen aus Frankfurt klagt nun gegen das Finanzamt Frankfurt auf Gemeinnützigkeit. Das hat der 

Verein Anfang Oktober 2017 mitgeteilt. Das Finanzamt hatte mit Schreiben vom 25. September 2015 

als Antwort auf eine Steuererklärung die Gemeinnützigkeit entzogen. Der Verein hatte dagegen 

Einspruch erhoben, fast zwei Jahre später hat das Finanzamt am 24. August 2017 diesen Einspruch 

abgelehnt. Erst nach einem Einspruchsverfahren kann geklagt werden. Ähnlich wie im Fall Attac ist 

die Begründung des Finanzamtes unstetig. Nach Angaben von Doña Carmen wurde unter anderem 

im Laufe des Verfahrens die Gemeinnützigkeit der Satzung bestritten, obwohl das Finanzamt diese 

Satzung zuvor ausdrücklich mit Anerkennungsbescheid als gemeinnützig erklärt hatte. Ähnlich wie 

bei Attac geht es um den Begriff des gemeinnützigen Zwecks der Bildung und um politische 

Tätigkeiten zur Verfolgung der gemeinnützigen Zwecke. Zusätzlich bestreitet das Finanzamt, dass 

Doña Carmen die Allgemeinheit fördere. Es unterstellt, die Arbeit diene lediglich den Einzelinteressen 

von Sexarbeiter/innen.“ (https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/zwei-jahre-bis-zur-

klage/#more-994)  

 

 

 

 

Unterstützen Sie Doña Carmen mit Ihrer Spende!  
  

Doña Carmen e.V. finanziert sich ausschließlich über Spenden. Wir erhalten keine staatliche Unter-

stützung. Gerade in der sensiblen Frage der Prostitutionspolitik legen wir größten Wert auf 

Unabhängigkeit, um den sozialen und politischen Interessen von Frauen in der Prostitution ungefiltert 

und unbeeinflusst Ausdruck verleihen zu können.  

  

Wir sind dankbar dafür, dass wir in Zeiten großer wirtschaftlicher Unsicherheit und Risiken immer 

wieder auf Menschen treffen, die die Arbeit von Doña Carmen e.V. für unterstützenswert halten. Unser 

finanzielles Budget ist zwar spärlich, reichte aber bislang immer noch, um weiterarbeiten zu können. 

Diese Erfahrung ermutigt uns. Deshalb freuen wir uns über jede finanzielle Unterstützung.  

  

  

http://www.donacarmen.de/
http://www.donacarmen.de/
http://www.frankfurter-info.org/news/anerkennung-der-gemeinnuetzigkeit-von-dona-carmen-e-v
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/attac/
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Wir möchten an dieser Stelle allen Spenderinnen und Spendern, die unsere Arbeit finanziell 

unterstützen, ein herzliches Dankeschön sagen und hoffen, dass Sie uns weiterhin gewogen bleiben.  

Spenden an Doña Carmen: 

 

Frankfurter Sparkasse 
IBAN: DE68 5005 0201 0000 4661 66 

BIC:  HELADEF 1822 

KONTAKT: 

Doña Carmen e.V., Elbestraße 41,  60329 Frankfurt/Main 

Tel/Fax: 069 / 7675 2880 - DonaCarmen@t-online.de - www.donacarmen.de 




